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Mitteilung des Senats 
an die Bremische Stadtbürgerschaft 
vom 6. Februar 2024 

Aktenfund im Sozialzentrum – Noch längst kein Ende nach dem desaströsen Bericht 
der Innenrevision 

Die Fraktion der CDU hat folgende Große Anfrage an den Senat gerichtet: 

„Im Februar 2023 wurden in Räumlichkeiten des Sozialzentrums 5 ungeordnete und unbear-
beitete Akten vorgefunden: 2007 Fallakten nach Unterhaltsvorschussgesetz (UVG), 44 soge-
nannte Postrückstandsordner und ein Karton mit 68 nicht versandten Briefen, in denen Rück-
forderungen von Überzahlungen an Träger sowie Forderungen an andere Jugendämter ge-
stellt waren. Damit verbundene Zahlungsansprüche vor allem im Bereich der Wirtschaftlichen 
Jugendhilfe sind verjährt und damit Einnahmen für den Haushalt der Stadtgemeinde Bremen 
verloren. Der Verbleib von 539 weiteren Nebenakten (sog. Heranziehungsakten auch Väter-
akten genannt) bleibt weiterhin ungeklärt, damit der Inhalt genau der Akten, in denen in den 
vergangenen Rechnungshofberichten (zuletzt 2021) stets der größte finanzielle Schaden für 
Bremen steckte. Ob denen weiterhin nachgespürt werden soll, bleibt völlig unklar. 
Mit der Prüfung der beschriebenen Missstände wurde die hauseigene Innenrevision der Sozi-
albehörde beauftragt, damals unter Verantwortung der Ressortleitung von Sozialsenatorin 
Anja Stahmann und Staatsrat Jan Fries. Im November 2023 legte die Innenrevision ihren Prüf-
bericht zum Sozialzentrum 5 vor und wies darin als Zwischenstand einen wirtschaftlichen 
Schaden in Höhe von etwa 1,5 Mio. Euro aus. Dieses Ergebnis wird sich jedoch noch erheblich 
steigern, da die Prüfung insbesondere der zahlreichen Akten in den Postrückstandsordnern 
noch bis voraussichtlich Ende März 2024 andauert. In mehreren regulären und außerordentli-
chen Sitzungen hat sich die Deputation für Soziales, Jugend und Integration mit dem Thema 
auseinandergesetzt. Der Aktenfund im Sozialzentrum 5, die daraus resultierenden Folgen so-
wie das Vermeiden der zugrunde liegenden Ursachen in der Zukunft sind das anhaltende In-
teresse medialer Berichterstattung.  
Was bisher noch gar nicht Bestandteil der öffentlichen Berichterstattung war, ist die Tatsache, 
dass dies nur die ganz kleine Spitze des Eisberges darstellt. Im öffentlichen Revisionsbericht 
aus 2023 zum Sozialzentrum 5 steht auf Seite 24 dazu: „Erkennbar haben sich hier über fast 
ein Jahrzehnt verwaltungsinterne Störungen perpetuiert, deren Beseitigung nach Einschät-
zung der Innenrevision zu keinem Zeitpunkt ernsthaft in Angriff genommen wurde. Ein länger-
fristiges und nachhaltiges Krisenmanagement konnte die Innenrevision nicht erkennen.“ 
Auf Seite 27/28 des o.g. Revisionsberichtes ergibt sich, dass auch die Dienstvorgesetzten ihrer 
Dienst- und Fachaufsicht seit Jahren in keiner Form nachgekommen sind. In diesem Zusam-
menhang wird verwiesen auf den Innenrevisionsbericht 2/2021 „Ausübung der Dienst- und 
Fachaufsicht in den Wirtschaftlichen Hilfen“. In diesem wurden die Erkenntnisse aus den städ-
tischen Rechnungshofberichten 2012 (S. 53 ff) und 2013 (S. 29 ff) erneut überprüft. Damals 
hatten die Rechnungshofberichte offenbart, dass die Aktenrevision durch Vorgesetzte erheb-
liche Mängel beinhaltete, „die auch die Kassensicherheit gefährden“. Zum unerkannten Teil 
des Eisberges gehören daher alle anderen wirtschaftlichen Hilfen (im Sozialamt) und alle an-
deren wirtschaftlichen Jugendhilfen (Jugendamt), in denen weitere Schäden in Millionenhöhe 
und von Verjährung bedrohte Forderungen liegen, und das seit 2012. Dieser Bereich wurde 
bisher in keiner Form überprüft, was mindestens einen Verstoß gegen Haushaltsgrundsätze 
darstellt. 
Zu beachten ist zusammenfassend der nicht bezifferbare Schaden und der weitere Vertrau-
ensverlust von Bürgerinnen und Bürger in die Arbeit der Ämter Bremens. Die weitere Aufklä-
rung der Tatsachen, die Folgen aus dem Bericht der Innenrevision und die politische Aufar-
beitung sind Grund und Anlass dieser Großen Anfrage. 
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Der Revisionsbericht schließt insgesamt mit nicht weniger als der klaren und eindeutigen For-
derung nach Neuordnung der gesamten Jugendhilfe der Stadtgemeinde. Diese weitestge-
hende Forderung einer behördeninternen Instanz markiert eine Zäsur in der Sozialpolitik der 
Stadtgemeinde Bremen, ist ein Armutszeugnis für die bisherige Politik des Senats und muss 
alle politisch Verantwortlichen aufhorchen und handeln lassen. Die CDU-Bürgerschaftsfraktion 
hat kein Vertrauen darin, dass der Rot-Rot-Grüne Senat und die zuständige Sozialsenatorin 
die notwendigen Strukturveränderungen zeitnah einleiten und – noch wichtiger – dann auch 
tatsächlich umsetzt. Einerseits, weil Informationen von Seiten der Behörde nur spärlich fließen, 
der Zugang oft verkompliziert wird und wir kein echtes Aufklärungs- und Handlungsinteresse 
sehen. Dies gründet andererseits auch nicht zuletzt darauf, dass es nach erheblichen Verfeh-
lungen in der Vergangenheit, die das Jugendamt sowie die wirtschaftliche Jugendhilfe betra-
fen, trotz wohlklingender Ankündigungen nie zu einer echten Verbesserung der Situation ge-
kommen ist, wie sich jetzt zeigt. Exemplarisch sei hier die Insolvenz der Akademie Lothar 
Kannenberg 2017 genannt, die den Bremer Steuerzahler in einem Vergleich 4 Mio. Euro kos-
tete und auf mangelnde Kontrollen, fehlende Prüfungen der Wirtschaftlichkeit des Trägers und 
Nicht-Einhaltung von Richtlinien zurückzuführen war. Ebenso lässt sich ein weiterer Fall aus 
2017 anführen, bei der sich eine Soziarbeiterin mehrere zehntausend Euro auf ein privates 
Konto überwiesen hatte. Dies war nur deshalb möglich, weil das Vier-Augen-Prinzip nicht etab-
liert war und Passwörter auf Anweisung der Dienstvorgesetzten „nah am PC“ aufbewahrt wer-
den sollten, um Vertretung in Krankheitszeiten zu ermöglichen. Die Historie mangelnder 
Dienst- und Fachaufsicht im Amt für Soziale Dienste (AfSD)/Jugendamt sowie in der Sozial-
behörde selbst reicht viele Jahre zurück. 
Der Aktenfund im Sozialzentrum und die Fälle der Vergangenheit machen sprachlos und ha-
ben die Bremer Steuerzahler bis zum heutigen Tag mehr als 6 Mio. Euro gekostet. In der 
Tendenz und aufgrund der noch vorhandenen Unsicherheit beim wirtschaftlichen Schaden und 
angesichts dessen, dass die allermeisten Bereiche im AfSD nie geprüft wurden, liegt der jetzt 
schon zu findende Schaden um viele Millionen Euro höher – wenn denn geprüft werden würde. 
Zudem lässt diese rein wirtschaftliche Betrachtung notwendigerweise die Sorgen, Ängste und 
Nöte von Kindern, Jugendlichen, Eltern und Trägern außer Acht, die mit diesen Fragen ver-
bunden sind. Eben weil sich die Versäumnisse auf eine mangelnde Rechts- und Fachaufsicht 
der Behörde selbst, fehlende Schwerpunktsetzung in Sachen Personal des Senats und eine 
dysfunktionale Organisationsstruktur zurückführen lassen, ist ein Neustart unausweichlich. Die 
Amtszeit von Anja Stahmann zwischen 2011 und 2023 wird so auch zunehmend zur Hypothek 
für den gesamten Senat Bovenschulte. Als größte Oppositionsfraktion in der Bremischen Bür-
gerschaft will und muss die CDU-Bürgerschaftsfraktion die Neuaufstellung des für eine Kom-
mune zentralen Bereiches „Jugendhilfe“ konsequent einfordern. Dieser Bereich wird daher 
Schwerpunkt unserer parlamentarischen Tätigkeit in der Bremischen Bürgerschaft sowie der 
zuständigen Deputation. 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche konkreten Maßnahmen wurden seit dem Bekanntwerden des Berichtes der Innen-
revision mit welchem Erfolg ergriffen, um sicherzustellen, dass aus dem Aktenfund im So-
zialzentrum 5 keine weiteren Fälle verjähren? 

2. Inwiefern wurde sichergestellt, dass insbesondere solche Fälle zuerst und abschließend 
bearbeitet wurden, die zum 31.12.2023 verjähren? 

3. Wie viel zusätzliches Personal konnte für diese Prüf- und Kontrolltätigkeit bzw. die Unter-
stützergruppe gewonnen werden und wird dieses Personal noch zusätzlich aufgestockt, 
wie auf Seite 39 des Berichtes 2/2023 empfohlen, um die Aufarbeitung bis zum 31.03.2024 
nur für das Sozialzentrum 5 abschließen zu können? 

4. Inwiefern ist vor dem Hintergrund der Frage 2. der wirtschaftliche Schaden von 1,5 Mio. 
Euro (Stand 30. September) aufgrund nicht bearbeiteter Akten im Sozialzentrum 5 mit 
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Stand 31.12.2023 noch zutreffend beziehungsweise um welche Höhe hat sich diese Scha-
denssumme nach dem Bekanntwerden des Berichts der Innenrevision und der Antwort auf 
diese Große Anfrage erhöht? 

5. Welche Summe wurde anderen Jugendämtern durch das Sozialzentrum 5 auf Grundlage 
der gefundenen und nicht bearbeiteten Akten mittlerweile in Rechnung gestellt? Akzeptie-
ren die Jugendämter anderer Kommunen die teils Jahre zurückliegenden Forderungen, 
welche Einwände werden bei Widersprüchen vorgetragen und wie ist die Zahlerquote bei 
den durch die Stadtgemeinde Bremen gestellten Forderungen? 

6. Welche Summe wurde freien Trägern bei festgestellten Überzahlungen durch das Sozial-
zentrum 5 auf Grundlage der gefundenen und nicht bearbeiteten Akten mittlerweile in 
Rechnung gestellt? Akzeptieren die Träger durch Zahlungsbereitschaft die Nachforderun-
gen? Wenn nein, welche Einwände werden erhoben? 

7. Inwiefern wurde nach dem Bericht der Innenrevision: 
a. weitere Abteilungen des Sozialzentrums 5 – insbesondere Unterhalt Forderungen, 

Junge Menschen, Beistand Unterhalt sowie Soziales – auf Aktenrückstände und mög-
liche wirtschaftliche Schäden überprüft, 

b. die Wirtschaftliche Jugendhilfe in den weiteren zuständigen Sozialzentren auf Akten-
rückstände und mögliche wirtschaftliche Schäden überprüft, 

c. die Fachdienste sowie ihre einzelnen Abteilungen auf Aktenrückstände und mögliche 
wirtschaftliche Schäden überprüft und welche Ergebnisse hat die Prüfung ergeben? 

8. Inwiefern sind dem Senat die Menge und der Inhalt der gefertigten Überlastanzeigen im 
Amt für Soziale Dienste bekannt? Inwiefern haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dort 
eingeräumt, dass sie Ihre Aufgaben aufgrund der zu hohen Arbeitsbelastung nicht mehr 
bewältigen können? Welche konkreten Gegenmaßnahmen wurden wann ergriffen? (Bitte 
weisen Sie die Zahl aller Überlastanzeigen in den Jahren 2013-2023 für alle sechs Sozial-
zentren und für beide Fachdienste nach allen Bereichen aus.) 
a. In wie vielen Überlastanzeigen haben Mitarbeiter gefordert, die Innenrevision bzw. den 

Rechnungshof einzuschalten? 
b. Welche konkreten Hilfsmaßnahmen (z.B. Dienst- und Fachaufsicht, Prioritätenlisten, 

Postrückstandsordner, eingeschränkte Öffnungszeiten und Erreichbarkeit) wurden 
wann ergriffen? 

c. Wieso wurden Überlastanzeigen, auch wenn diese von allen Mitarbeitern aus einem 
Team/Sozialzentrum vorgelegt und unterzeichnet wurden, immer nur als Einzelfälle 
und Einzelprobleme und nicht als strukturell bedingte Probleme bearbeitet? 

9. Stellen Sie bitte den Prüfauftrag und die Ergebnisse des Revisionsberichts (2/2021) „Aus-
übung der Dienst- und Fachaufsicht in den Wirtschaftlichen Hilfen“ umfassend dar. Bitte 
legen Sie den vollständigen Revisionsbericht 2/2021 als Anlage in Beantwortung dieser 
Frage vor. 
a. Welche konkreten Empfehlungen und Forderungen wurden im Jahr 2021 durch die 

Innenrevision erteilt?  
b. Welche konkreten Maßnahmen wurden daraufhin im AfSD in allen sechs Sozialzentren 

und den Fachdiensten im Bereich der Wirtschaftlichen Hilfen sowie im Jugendamt im 
Bereich der Wirtschaftlichen Jugendhilfen ergriffen? 

c. Wie wurde sichergestellt, dass die ergriffenen Maßnahmen mögliche Verjährungen von 
Forderungen zum 31.12. der Jahre bis 2023 im kompletten AfSD verhindern? (Bitte für 
alle sechs Sozialzentren und die Fachdienste für alle Wirtschaftlichen Hilfen und alle 
Wirtschaftlichen Jugendhilfen einzeln beantworten.) 

10. Welche konkreten Maßnahmen wurden ergriffen, um der Forderung der Innenrevision 
nach einer Neuordnung der Jugendhilfe der Stadtgemeinde Bremen Rechnung zu tragen 
und welches Modell favorisiert der Senat hierbei? 
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11. Inwiefern teilt der Senat die Ansicht der Innenrevision, dass der Umbau der Jugendhilfe 
bis 2025 abgeschlossen sein muss, welche Meilensteine hat er für dieses Ziel definiert und 
welche akuten Strukturveränderungen müssen in der Zwischenzeit im Jahr 2024 durchge-
führt werden, um ein erneutes Anhäufen von Akten und die Nicht-Bearbeitung zu verhin-
dern? 

12. Welche Strukturveränderungen plant der Senat für alle Wirtschaftlichen Hilfen und Wirt-
schaftlichen Jugendhilfen im AfSD bezogen auf alle sechs Sozialzentren und Fachdienste, 
um eine entsprechend der Haushaltsordnung sachgerechte Bearbeitung der Fälle und For-
derungen sicherstellen zu können? 

13. Inwiefern plant der Senat in dem Prozess der Neuordnung der Jugendhilfe die Stadtbür-
gerschaft bzw. die Deputation für Soziales, Jugend und Integration einzubinden? 

14. Welche Mittel plant der Senat für die Neuordnung der Jugendhilfe ein und wie werden 
diese konkret im nächsten Haushalt sichergestellt?“ 

Der Senat beantwortet die Große Anfrage wie folgt: 

Vorbemerkung: 
Die Innenrevision der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration wurde am 
09.02.2023 mit der Prüfung der Vorgänge im Fachdienst Wirtschaftliche Jugendhilfe des SZ 5 
beauftragt. Hintergrund waren Beobachtungen von zur Unterstützung eingesetztem Personal 
aus anderen Sozialzentren hinsichtlich nicht bearbeiteter Akten und Postrückstände. 
Im Oktober 2023 wurde der Bericht der Innenrevision über das Ergebnis der Prüfung und 
Handlungsempfehlungen vorgelegt und in der Sondersitzung der Deputation für Soziales, Ju-
gend und Integration am 05.12.2023 vorgestellt. In der Sitzung der Deputation für Soziales, 
Jugend und Integration wurden am 17.01.2024 die konkreten Maßnahmen zur Umsetzung der 
Handlungsempfehlungen dargestellt. 
Die Fraktion der CDU hat bereits am 13.12.2023 in Bezug auf den Umgang mit den Hand-
lungsempfehlungen der Innenrevision der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integra-
tion im Fachdienst Wirtschaftliche Jugendhilfe und in den übrigen Fachdiensten im Amt für 
Soziale Dienste (AfSD) eine Große Anfrage (Drucksache 21/96) an den Senat gerichtet. 

1. Welche konkreten Maßnahmen wurden seit dem Bekanntwerden des Berichtes der 
Innenrevision mit welchem Erfolg ergriffen, um sicherzustellen, dass aus dem Ak-
tenfund im Sozialzentrum 5 keine weiteren Fälle verjähren? 

In den zurückliegenden Monaten wurde eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, um die Situation 
in der Wirtschaftlichen Jugendhilfe (WJH) im Sozialzentrum 5 (SZ 5) zu stabilisieren. Hierzu 
erfolgte in den Sitzungen der Sozialdeputation vom 03.03.2023, 09.03.2023, 13.04.2023, 
03.05.2023 und vom 17.01.2024 jeweils eine umfangreiche Berichterstattung. Im Rahmen der 
Gegensteuerung haben Amtsleitung und Jugendamtsleitung ein umfassendes Paket an So-
fortmaßnahmen initiiert und mit den Sozialzentrumsleitungen, den Referatsleitungen der übri-
gen Wirtschaftlichen Jugendhilfen, den Mitarbeiter:innen der WJH im SZ 5, den Fachkoordi-
nator:innen Junge Menschen und Personal / Personalcontrolling unter Einbeziehung des Per-
sonalrates und nach Rücksprache mit der Innenrevision und der Senatorin für Arbeit, Soziales, 
Jugend und Integration abgestimmt und auf den Weg gebracht. Dieses beinhaltete einerseits 
personelle Maßnahmen wie den Einsatz von zwei Referatsleitungen aus den anderen WJH-
Standorten, den Einsatz von zwei Sachbearbeitungen aus den anderen WJH-Standorten und 
den Einsatz von Unterstützungskräften, andererseits organisatorische Maßnahmen wie den 
Einsatz eines Prioritätensystems, die Neuorganisation und Festlegung der Zuständigkeiten 
und Vertretungsregelungen, die Sicherstellung einer Postsortierung nach Priorisierung und die 
Sicherstellung einer „verschlankten“ Sachbearbeitung. Wie auch im Bericht der Innenrevision 
unter 7.1 festgestellt wird, ist es so gelungen, zu einem erheblichen Abbau der Rückstände zu 
kommen und die Stadtgemeinde Bremen vor weiteren finanziellen Schäden zu bewahren. Wie 
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ebenfalls in dem Bericht der Innenrevision festgestellt wird, bleiben aber weitere Maßnahmen 
erforderlich, um die über Jahre aufgebauten Rückstände in der Wirtschaftlichen Jugendhilfe 
des Sozialzentrums 5 endgültig aufzulösen und die Situation nachhaltig zu stabilisieren bzw. 
diese neu aufzustellen. 
Die bisher in der WJH im SZ 5 vorgenommenen Maßnahmen waren darauf ausgerichtet, wei-
tere Schäden größtmöglich zu verhindern und eingetretene Schäden zu identifizieren. Der Fo-
kus veränderte sich im Laufe des Jahres in Richtung komplette Aufarbeitung aller Rückstände, 
Stabilisierung und Neuaufstellung der WJH. 
Nach Veröffentlichung des Berichtes der Innenrevision wurde seitens des AfSD entschieden, 
der Empfehlung der Innenrevision zu folgen und die WJH des SZ 5 zeitlich befristet unter die 
besondere Aufsicht der Jugendamtsleitung zu stellen. Wie in der Stellungnahme des AfSD 
zum Revisionsbericht deutlich wird, kann die Wahrnehmung der Dienst- und Fachaufsicht al-
lerdings nicht durch die Jugendamtsleitung in Person, sondern nur mittelbar erfolgen. 
Als Übergangslösung wurde die Dienst- und Fachaufsicht für die WJH im SZ 5, für den Zeit-
raum von zwei Monaten, auf die Sozialzentrumsleitung des SZ 4 übertragen, die über mehr-
jährige Erfahrung in der Arbeit und Leitung dieses Arbeitsbereiches verfügt. Aufgabe war es 
unter anderem, alle Fallbestände und Unterlagen nochmals hinsichtlich möglicher Verjährun-
gen zum 31.12.2023 zu sichten und bei Bedarf die Abarbeitung sicherzustellen. 
Die Anbindung der WJH im SZ 5 an die Jugendamtsleitung soll ab 01.02.2024 erfolgen. Die 
direkte Dienst- und Fachaufsicht wird der zu diesem Zweck neu formierten Fachkoordination 
WJH im Stab der Amtsleitung übertragen. Bisher wurde die Fachkoordination für die WJH von 
der Fachkoordination Junge Menschen als eine Teilaufgabe wahrgenommen. Hier erfolgt nun 
zeitlich befristet eine Spezialisierung, um sowohl die standortübergreifenden Themen der WJH 
als Fachkoordination wahrzunehmen als auch die Dienst- und Fachaufsicht für das Referat 
der WJH des SZ 5. 
Die Stelle der Referatsleitung der WJH des SZ 5 ist seit dem 01.01.2024 mit einer erfahrenen 
Fachkraft neu besetzt. Diese wird bis auf weiteres direkt der Stabsstelle unterstellt. Bezüglich 
der Entwicklung eines guten Führungsprofils wird sie durch den Stab der Amtsleitung eng be-
gleitet. 

2. Inwiefern wurde sichergestellt, dass insbesondere solche Fälle zuerst und abschlie-
ßend bearbeitet wurden, die zum 31.12.2023 verjähren? 

Wie in den oben bereits genannten Deputationssitzungen dargestellt, wurde ein Prioritäten-
system zur vorrangigen Bearbeitung von Fällen mit drohender Verjährung eingeführt. Darüber 
hinaus wurden in einem nächsten Schritt die zu bearbeitenden Fälle entsprechend ihrer Ver-
jährungsfrist sortiert. Die Maßnahmen zur weiteren Sicherstellung der rechtzeitigen Entde-
ckung und Bearbeitung sind in der Antwort zu Frage 1 aufgeführt. 

3. Wie viel zusätzliches Personal konnte für diese Prüf- und Kontrolltätigkeit bzw. die 
Unterstützergruppe gewonnen werden und wird dieses Personal noch zusätzlich 
aufgestockt, wie auf Seite 39 des Berichtes 2/2023 empfohlen, um die Aufarbeitung 
bis zum 31.03.2024 nur für das Sozialzentrum 5 abschließen zu können? 

Die Innenrevision weist in ihrem Bericht auf das Ziel eines Neustarts für die WJH des SZ 5 hin, 
welches nur bei Abarbeitung aller Rückstände möglich wäre. Als Ziel nennt sie den 
31.03.2024. Die von der Innenrevision angedachten Maßnahmen lassen sich personell und 
organisatorisch nicht kurzfristig umsetzen. Die Akquise und Einarbeitung geeigneter externer 
Fachkräfte ist im angedachten Zeitrahmen nicht möglich. Der Einsatz von Personal aus den 
anderen WJH gefährdet die fachliche Stabilität der anderen vier Standorte, einhergehend mit 
den damit zusammenhängenden finanziellen Risiken. Für bezahlte Mehrarbeit gibt es im Mo-
ment seitens der Mitarbeitenden wenig Bereitschaft. Somit ist klar, dass die Stabilisierung der 
WJH im SZ 5 parallel zur Rückstandsbearbeitung erfolgt und zum Ende des Jahres 2024 mit 
der Neuaufstellung abgeschlossen sein wird. Ziel des AfSD ist es, die Rückstände bis zum 



 

Seite 6 von 10 

31.12.2024 komplett abgearbeitet zu haben. Die Gefahr weiterer Verjährungen zum 
31.12.2024 kann aufgrund der inzwischen eingeleiteten Maßnahmen ausgeschlossen werden. 
Wie bereits berichtet, wurden in der WJH des SZ 5 zeitlich befristet zwei Referatsleitungen 
aus den anderen WJH-Standorten, zwei Sachbearbeitungen aus den anderen WJH-Standor-
ten und weitere Aushilfskräfte eingesetzt. Für die Verjährungsverhinderung zum 31.12.2023 
erfolgten zudem darüberhinausgehende punktuelle Unterstützungsaktionen, bei denen unter 
anderem Mitarbeitende und Referatsleitungen anderer WJH und der Stab der Amtsleitung ein-
gesetzt wurden.  
Für die Zeit ab dem 01.01.2024 wurde der Einsatz von drei Aushilfskräften im Umfang von 1,5 
BV bis Mitte des Jahres verlängert. Darüber hinaus sollen 2 BV der Sachbearbeitung zusätz-
lich zur grundsätzlichen Personalausstattung unbefristet eingestellt werden. Hierzu läuft aktu-
ell das Einstellungsverfahren. 
Wie in der Antwort zu Frage 1 berichtet, erfolgt zudem ein zusätzlicher Personalressourcen-
einsatz im Stab der Amtsleitung. 

4. Inwiefern ist vor dem Hintergrund der Frage 2. der wirtschaftliche Schaden von 1,5 
Mio. Euro (Stand 30. September) aufgrund nicht bearbeiteter Akten im Sozialzent-
rum 5 mit Stand 31.12.2023 noch zutreffend beziehungsweise um welche Höhe hat 
sich diese Schadenssumme nach dem Bekanntwerden des Berichts der Innenrevi-
sion und der Antwort auf diese Große Anfrage erhöht? 

Die Summe hat sich in der Zeit vom 01.10.2023-31.12.2023 um 482.156,14 € erhöht. 

5. Welche Summe wurde anderen Jugendämtern durch das Sozialzentrum 5 auf 
Grundlage der gefundenen und nicht bearbeiteten Akten mittlerweile in Rechnung 
gestellt? Akzeptieren die Jugendämter anderer Kommunen die teils Jahre zurück-
liegenden Forderungen, welche Einwände werden bei Widersprüchen vorgetragen 
und wie ist die Zahlenquote bei den durch die Stadtgemeinde Bremen gestellten 
Forderungen? 

Kostenerstattungen werden zwischen Jugendämtern abgerechnet. Ein Grund für eine Kosten-
erstattung ist beispielsweise der Umzug von Eltern in einen anderen Jugendamtsbezirk. Das 
vorherige Jugendamt ist weiterhin für die Jugendhilfeleistung zuständig. Für die Kosten ist das 
örtlich zuständige Jugendamt zuständig und erstattet diese an das Leistungserbringende. 
Die Kostenerstattung und Abwicklung der zukünftigen Zuständigkeit ist unterschiedlich auf-
wändig, beispielsweise ist der Aufwand bei mehreren parallel laufenden Jugendhilfemaßnah-
men bezogen auf einen Leistungsfall größer. Die Prüfung für die Kostenerstattung dauert teil-
weise mehrere Monate/Jahre, bis das kostenerstattungspflichtige Jugendamt anerkennt. Erst 
danach kann der Betrag diesem Jugendamt in Rechnung gestellt werden. 
Grundsätzlich gibt es folgende Konstellationen: 
• Das auswärtige Jugendamt hat die Kostenerstattungspflicht anerkannt. Dann werden 

die Kosten dem auswärtigen Jugendamt jährlich in Rechnung gestellt. Der Vorgang der 
Prüfung und Anerkennung dauert bis zur Erstattung in der Regel mehrere Monate.  

• Das auswärtige Jugendamt hat die Kostenerstattungspflicht nicht anerkannt. Die strit-
tige Anerkennung und Durchsetzung von Kostenerstattungen dauert bis zu mehreren 
Jahren. Zur Vermeidung der Einrede der Verjährung setzt sich die WJH in diesen Ein-
zelfällen mit der Rechtsabteilung in Verbindung, um gegebenenfalls den Klageweg zu 
beschreiten.  

Es handelt sich bei der Bearbeitung einer Kostenerstattung um eine Regeltätigkeit aus der 
Einzelfallakte heraus. Diese werden nicht gesondert statistisch erfasst. 
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6. Welche Summe wurde freien Trägern bei festgestellten Überzahlungen durch das 
Sozialzentrum 5 auf Grundlage der gefundenen und nicht bearbeiteten Akten mitt-
lerweile in Rechnung gestellt? Akzeptieren die Träger durch Zahlungsbereitschaft 
die Nachforderungen? Wenn nein, welche Einwände werden erhoben? 

Die Sachbearbeitung bearbeitet die Überzahlung aus der Einzelfallakte heraus. Diese werden 
nicht gesondert statistisch erfasst. Die Forderung ist nach der Bearbeitung im Fachprogramm 
hinterlegt (SoPart/SAP) und wird von dort über einzelfallbezogene Wiedervorlagen verfolgt. 

7. Inwiefern wurde nach dem Bericht der Innenrevision: 
a. weitere Abteilungen des Sozialzentrums 5 – insbesondere Unterhalt Forderun-
gen, Junge Menschen, Beistand Unterhalt sowie Soziales – auf Aktenrückstände und 
mögliche wirtschaftliche Schäden überprüft, 
b. die Wirtschaftliche Jugendhilfe in den weiteren zuständigen Sozialzentren auf 
Aktenrückstände und mögliche wirtschaftliche Schäden überprüft, 
c. die Fachdienste sowie ihre einzelnen Abteilungen auf Aktenrückstände und mög-
liche wirtschaftliche Schäden überprüft und welche Ergebnisse hat die Prüfung er-
geben? 

Wie im Rahmen der fortlaufenden Berichterstattung in der zuständigen Deputation bereits am 
09.03.2023 berichtet, wurde umgehend nach Bekanntwerden der Rückstände in der WJH des 
SZ 5 von der Jugendamtsleitung eine Abfrage bei den Sozialzentrums- und Fachdienstleitun-
gen bzgl. Rückständen und möglichen Schäden in die Wege geleitet (siehe VL 20/8548). Nach 
Rücksprache der Jugendamtsleitung mit allen Sozialzentrums- und Fachdienstleitungen 
konnte eine mit der WJH im SZ 5 vergleichbare Situation ausgeschlossen werden. Rückstände 
bei der Postbearbeitung traten auf, waren aber in Art und Umfang bekannt und so strukturiert, 
dass eine adäquate Bearbeitung gewähreistet ist. 
Eine entsprechende erneute Abfrage nach Vorlage des Berichts war daher entbehrlich.  
Eine komplette Überprüfung des gesamten Aktenbestandes mit tiefgehender Prüfung erfolgte 
nicht und wäre auch nicht leistbar, daher können Rückstände oder Fehler in einer Organisation 
mit 1.116 Beschäftigten in Einzelfällen nie ausgeschlossen werden. 

8. Inwiefern sind dem Senat die Menge und der Inhalt der gefertigten Überlastanzeigen 
im Amt für Soziale Dienste bekannt? Inwiefern haben Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter dort eingeräumt, dass sie Ihre Aufgaben aufgrund der zu hohen Arbeitsbe-
lastung nicht mehr bewältigen können? Welche konkreten Gegenmaßnahmen wur-
den wann ergriffen? (Bitte weisen Sie die Zahl aller Überlastanzeigen in den Jahren 
2013-2023 für alle sechs Sozialzentren und für beide Fachdienste nach allen Berei-
chen aus.) 

Wie bereits für die Sitzung der Deputation für Soziales, Jugend und Integration am 13.04.2023 
vor dem Hintergrund der Aktenfunde im Sozialzentrums 5 berichtet wurde, konnte für den Be-
reich der Wirtschaftlichen Jugendhilfe ermittelt werden, dass im Zeitraum 2018 bis 2023 ins-
gesamt 14 Überlastanzeigen aufgegeben wurden. Die Gesamtanzahl von Überlastanzeigen 
für den gewünschten und darüber hinausliegenden Zeitraum seit 2013 und für das gesamte 
Amt für Soziale Dienste liegt nicht zentral vor. 
Durch Überlastanzeigen zeigen Mitarbeitende dem Arbeitgeber bzw. dem/der Vorgesetzten 
an, dass trotz größter Sorgfalt bei der Arbeit die Gefahr besteht, dass die wahrzunehmenden 
Aufgaben nicht mehr ordnungsgemäß erfüllt werden können. Überlastanzeigen bieten Mitar-
beitenden so die Möglichkeit, rechtzeitig auf unter Umständen gefährdende Situationen auf-
merksam zu machen und sich im Rahmen etwaiger Haftungsansprüche zu entlasten. 
Überlastanzeigen werden unverzüglich dort bearbeitet, wo sie entstanden sind, also in dem 
entsprechenden Sozialzentrum. Hierfür steht den Führungskräften vor Ort ein differenziertes 
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Instrumentarium zur Verfügung, das unter anderem folgende mögliche Maßnahmen beinhal-
tet: 
• Priorisierung in der Aufgabenwahrnehmung 
• Veränderung von Zuständigkeiten und Teamzusammensetzungen 
• Umverteilung von Fällen und Aufgabenverteilung 
• Qualifizierung 
• Supervision und Coaching 
Kann ihr in der jeweiligen Organisationsebene nicht abgeholfen werden, wird dies der Amts-
leitung mitgeteilt. Überlastanzeigen werden individuell bearbeitet, um die jeweiligen Mitarbei-
tenden in ihrer Belastung zu entlasten. Maßnahmen, die im Nachgang zu Überlastanzeigen 
und insbesondere durch die Amtsleitung ergriffen werden, sind in der überwiegenden Zahl 
nicht mehr individuellen Überlastanzeigen zuzuordnen, sondern beziehen sich auf die be-
troffene Organisationseinheit. 

a. In wie vielen Überlastanzeigen haben Mitarbeiter gefordert, die Innenrevision 
bzw. den Rechnungshof einzuschalten? 

Diese Information ist nicht statistisch erfasst. 

b. Welche konkreten Hilfsmaßnahmen (z.B. Dienst- und Fachaufsicht, Prioritäten-
listen, Postrückstandsordner, eingeschränkte Öffnungszeiten und Erreichbar-
keit) wurden wann ergriffen? 

Wie in der Antwort zur Frage 8. bereits ausgeführt, stehen den Führungskräften insbesondere 
die dort genannten Instrumente zur Verfügung und werden im Bedarfsfall angewandt.  
Wann entsprechende Maßnahmen genutzt wurden, ist nicht zu ermitteln, da Entsprechendes 
nicht statistisch erfasst ist. 

c. Wieso wurden Überlastanzeigen, auch wenn diese von allen Mitarbeitern aus ei-
nem Team/Sozialzentrum vorgelegt und unterzeichnet wurden, immer nur als 
Einzelfälle und Einzelprobleme und nicht als strukturell bedingte Probleme bear-
beitet? 

Überlastanzeigen zeigen zunächst die individuelle Überlast des/der Mitarbeiter:in an, weshalb 
diese als Einzelfall bearbeitet werden. Bei Prüfung der Überlastanzeige durch die vorgesetzte 
Person und die Sozialzentrumsleitung und letztendlich die Fachkoordination liegt der Blick un-
ter anderem auch auf möglichen strukturellen Problemen. 
 
 
9. Stellen Sie bitte den Prüfauftrag und die Ergebnisse des Revisionsberichts (2/2021) 

„Ausübung der Dienst- und Fachaufsicht in den Wirtschaftlichen Hilfen“ umfassend 
dar. Bitte legen Sie den vollständigen Revisionsbericht 2/2021 als Anlage in Beant-
wortung dieser Frage vor. 

 
Vorbemerkung: 
Der Bericht der Innenrevision „Ausübung der Dienst- und Fachaufsicht in den Wirtschaftlichen 
Hilfen“ 2/2021 wurde der fragestellenden Fraktion im Rahmen einer Akteneinsicht bereits voll-
umfänglich am 05.12.2023 vorgelegt und ist dieser bekannt. 

a. Welche konkreten Empfehlungen und Forderungen wurden im Jahr 2021 durch 
die Innenrevision erteilt?  

Die Prüfung kam zum Ergebnis, dass erhebliche Defizite bei der Aktenrevision durch Vorge-
setzte im Bereich der Wirtschaftlichen Hilfen im AfSD bestanden. Diese reichten bis zum 
schlichten Unterlassen von jeglichen Prüftätigkeiten in einzelnen Sozialzentren. Nachprüfbare 
Aktenrevisionen haben nur in einem sehr geringen Umfang stattgefunden.  
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Die Innenrevision hielt es daher für dringend geboten, auf die Umsetzung der erlassenen Ver-
waltungsvorschriften zu achten und die vorgeschriebenen Aktenrevisionen auch durchzufüh-
ren. Aus Sicht der Innenrevision stellen Aktenprüfungen ein unverzichtbares und wirksames 
Mittel zur Qualitätssicherung dar. Darüber hinaus wurde eine teilweise Systemprüfung der in 
der Qualitätssicherung erlassenen Regeln empfohlen. Für die beendeten Fälle wurde empfoh-
len, ebenfalls Revisionslisten über das Fachverfahren zu erzeugen, die Prüfaufgaben für Vor-
gesetzte transparenter zu machen und sie bei der Aufgabenerledigung zu unterstützen. Des 
Weiteren wurde empfohlen, eine Überprüfung des Prüfungsumfangs im Hinblick auf die vor-
handenen (personellen) Ressourcen vorzunehmen, da der Prüfungsumfang auch leistbar sein 
und zur Gesamtorganisation des AfSD passen muss. 

b. Welche konkreten Maßnahmen wurden daraufhin im AfSD in allen sechs Sozialzen-
tren und den Fachdiensten im Bereich der Wirtschaftlichen Hilfen sowie im Jugend-
amt im Bereich der Wirtschaftlichen Jugendhilfen ergriffen? 

Der Schwerpunkt des Ergebnisses des Revisionsberichts lag auf der Notwendigkeit von Prüf-
listen. Aufgrund dessen wurde in Zusammenarbeit zwischen AfSD und der Innenrevision der 
Handlungsleitfaden zur Aktenprüfung für den Bereich der Wirtschaftlichen Hilfen überarbeitet. 
Eine Übertragung auf die Wirtschaftliche Jugendhilfe hat bisher noch nicht stattgefunden, ist 
aber in Vorbereitung. 

c. Wie wurde sichergestellt, dass die ergriffenen Maßnahmen mögliche Verjährungen 
von Forderungen zum 31.12. der Jahre bis 2023 im kompletten AfSD verhindern? 
(Bitte für alle sechs Sozialzentren und die Fachdienste für alle Wirtschaftlichen Hil-
fen und alle Wirtschaftlichen Jugendhilfen einzeln beantworten.) 

Grundsätzlich bestehen Steuerungsinstrumente, mit deren Hilfe eine Verjährung verhindert 
werden kann. Dazu gehört insbesondere die Forderungsverfolgung über das SAP-System o-
der über den Fachdienst Unterhalt/Forderungen. Diese Instrumente stehen den Fachdiensten 
der Wirtschaftlichen Hilfe und der Wirtschaftlichen Jugendhilfe aller -und nicht lediglich einzel-
ner- Sozialzentren zur Verfügung. 
Darüber hinaus wurden vor dem Hintergrund der Ergebnisse des Berichtes der Innenrevision 
(2/2021) „Ausübung der Dienst- und Fachaufsicht in den Wirtschaftlichen Hilfen“ zeitweise 
Verjährungslisten bzw. entsprechende Kassenzettel an die Standorte des Fachdienstes Wirt-
schaftliche Hilfe versendet. Sie enthielten den Auftrag, entsprechend gekennzeichnete Fälle, 
die von Verjährung bedroht sind, zu bearbeiten. Der Handlungsleitfaden zur Aktenprüfung in 
der Wirtschaftlichen Hilfe wurde überarbeitet und es bestehen monatliche Revisionslisten für 
den gesamten Bereich der Wirtschaftlichen Hilfe. 
Die Maßnahmen zur Verhinderung des Eintritts von Verjährungen von Forderungen zum 
31.12.2023 vor dem Hintergrund der Handlungsempfehlungen der Innenrevision aus Oktober 
2023 wurde für die Wirtschaftliche Jugendliche des Sozialzentrums 5 ein Prioritätensystem zur 
vorrangigen Bearbeitung von Fällen mit drohender Verjährung eingeführt, welches bis zum 
31.03.2024 verlängert wird. Im Bereich der Wirtschaftlichen Jugendhilfe der übrigen Sozial-
zentren wird mit den eingangs benannten Steuerungsinstrumenten zur Verhinderung einer 
Verjährung gearbeitet. 

10. Welche konkreten Maßnahmen wurden ergriffen, um der Forderung der Innenrevi-
sion nach einer Neuordnung der Jugendhilfe der Stadtgemeinde Bremen Rechnung 
zu tragen und welches Modell favorisiert der Senat hierbei? 

Die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration plant im ersten Quartal 2024 die 
Ausschreibung eines Auftrags für eine Organisationsuntersuchung im Amt für Soziale Dienste. 
Die Feststellungen der Innenrevision haben bestätigt, dass 12 Jahre nach der letzten grund-
legenden Veränderung der Aufbauorganisation des AfSD eine umfassende Analyse von Or-
ganisationsstruktur und Aufgabenzuschnitt des Amtes erforderlich erscheint. Die Innenrevision 
hat in ihrem Bericht auf der Grundlage einer anlassbezogenen, punktuellen Betrachtung mög-



 

Seite 10 von 10 

liche Varianten für die Organisation der Wirtschaftlichen Jugendhilfe dargestellt. Diese Über-
legungen werden in die Organisationsuntersuchung, die das gesamte AfSD zum Gegenstand 
hat, einbezogen und einer Bewertung unterzogen. Auf dieser Grundlage kann entschieden 
werden, ob eines der von der Innenrevision dargestellten Modelle oder möglicherweise auch 
eine andere, im Zuge der Organisationsuntersuchung entwickelte Variante, für die weitere Um-
setzung favorisiert wird.  

11. Inwiefern teilt der Senat die Ansicht der Innenrevision, dass der Umbau der Jugend-
hilfe bis 2025 abgeschlossen sein muss, welche Meilensteine hat er für dieses Ziel 
definiert und welche akuten Strukturveränderungen müssen in der Zwischenzeit im 
Jahr 2024 durchgeführt werden, um ein erneutes Anhäufen von Akten und die Nicht-
Bearbeitung zu verhindern?  

Entscheidungen über Inhalt und Zeitablauf aller weitergehenden Organisationsveränderungen 
werden im Lichte der Befunde der geplanten Organisationsuntersuchung (s.o.) getroffen. Mit 
den vorgesehenen Erhebungen und Analysen werden die Grundlagen für eine unmittelbar fol-
gende Umsetzung gelegt. Insofern stellen die Untersuchungsergebnisse bereits einen zentra-
len Meilenstein für gegebenenfalls vorzunehmende Strukturveränderungen dar.  

12. Welche Strukturveränderungen plant der Senat für alle Wirtschaftlichen Hilfen und 
Wirtschaftlichen Jugendhilfen im AfSD bezogen auf alle sechs Sozialzentren und 
Fachdienste, um eine entsprechend der Haushaltsordnung sachgerechte Bearbei-
tung der Fälle und Forderungen sicherstellen zu können? 

Welche Maßnahmen bis Ende 2025 umgesetzt werden können, lässt sich zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht sagen. Bis dahin erfolgen Arbeitsorganisation und -steuerung innerhalb 
der bestehenden Strukturen. 

13. Inwiefern plant der Senat in dem Prozess der Neuordnung der Jugendhilfe die Stadt-
bürgerschaft bzw. die Deputation für Soziales, Jugend und Integration einzubin-
den? 

Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration wurde und wird regelmäßig 
über bedeutsame Organisationsveränderungen und Digitalisierungsprojekte informiert. Mit der 
geplanten Ausschreibung ist die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration in 
ihrer Sitzung am 05.12.2023 befasst worden. Die Ausschreibung zur Organisationsuntersu-
chung sieht die Vorstellung und Diskussion der Ergebnisse in einer Sitzung der Deputation 
vor.  

14. Welche Mittel plant der Senat für die Neuordnung der Jugendhilfe ein und wie wer-
den diese konkret im nächsten Haushalt sichergestellt? 

Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration hat im nicht-öffentlichen Teil 
ihrer Sitzung am 05.12.2023 der Erteilung einer Verpflichtungsermächtigung zur Durchführung 
der Organisationsuntersuchung zugestimmt. Der Haushalts- und Finanzausschuss hat nach-
folgend im nicht-öffentlichen Teil seiner Sitzung am 08.12.2023 der Erteilung einer Verpflich-
tungsermächtigung zugestimmt. Die nicht-öffentliche Befassung erfolgte, um die Wirtschaft-
lichkeit des Vergabeverfahrens nicht zu gefährden. Das vorgesehene Volumen liegt unterhalb 
der ab 2024 für europaweite Ausschreibungen geltenden Grenze von 220.000 €. Die Mittel 
werden innerhalb des Produktplans 41 dargestellt. 

Beschlussempfehlung: 
Die Bremische Stadtbürgerschaft nimmt Kenntnis. 
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